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Mit seinem Vorschlag, farifver- 
tragliche Leistungen zugun

sten der Gewerkschaftsmitglieder 
zu differenzieren, hat der Hambur
ger Landesverband der ÖTV gewiß 
allen Gewerkschaftsführern aus 
der Seele gesprochen, die sich 
wegen des Mitgliederschwundes 
zu einschneidenden Sparmaßnah
men, einschließlich der Kürzung 
von Einkommen und der Strei
chung von Stellen, gezwungen se
hen. Den Einsichtigen unter ihnen 
sagt allerdings zugleich ihr Ver
stand, daß eine Kampagne gegen 
die „Trittbrettfahrer“ , die die Vorzü
ge der von den Gewerkschaften 
ausgehandelten Tarifverträge in 
Anspruch nehmen, ohne sich an 
den Kosten der Gewerkschaften zu 
beteiligen, nicht nur wenig aus
sichtsreich, sondern möglicherwei
se sogar kontraproduktiv ist.

Im Prinzip waren selbst die Ge
werkschaften immer bestrebt, die 
Geltung der von ihnen ausgehan
delten Tarifverträge auf die nicht or
ganisierten Betriebsangehörigen 
und möglichst auch auf die nicht 
tarifgebundenen Arbeitgeber zu 
übertragen, um ihre Mitglieder vor 
Unterbietungskonkurrenz zu schüt
zen. Der Vorstoß der Hamburger 
ÖTV zielt deshalb auch nicht auf 
eine generelle Exklusivität der Tarif
verträge. Er zielt vielmehr auf die 
Vereinbarung von exklusiven Zu
satzleistungen, die hoch genug 
sind, um einen Anreiz für die M it
gliedschaft in der Gewerkschaft zu 
bieten, aber so gering sind, daß die 
Arbeitgeber keinen Anlaß sehen, 
die Mitglieder bei der Einstellung zu 
diskriminieren.

Dieser Vorstoß ist deswegen we
nig aussichtsreich, weil selbst Ar
beitgeber, die die Gewerkschaften 
wegen ihrer Ordnungsfunktion 
schätzen, die Zusatzleistungen um 
des Betriebsfriedens willen auch 
den nicht organisierten Arbeitneh
mern gewähren werden oder dazu 
von den Arbeitsgerichten nach 
dem Rechtsgrundsatz „gleicher 
Lohn für gleiche Arbeit“ gezwun
gen würden. Kontraproduktiv wäre 
dieser Vorstoß schon deshalb, weil 
die organisierten Arbeitnehmer
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dem Arbeitgeber ihre M itglied
schaftoffenbaren müßten. Darüber 
hinaus können die DGB-Gewerk- 
schaften nicht sicher sein, daß sie 
und nicht andere bestehende Ge
werkschaften von einem Zulauf an 
Beitrittswilligen profitieren würden. 
Möglicherweise werden sich viele 
der zum Beitritt verlockten Arbeit
nehmer sogar in neu gegründeten 
Vereinigungen z.B. auf betriebli
cher Ebene organisieren, die bei 
den Arbeitgebern ihre Tariffähigkeit 
durchsetzen und den etablierten 
Organisationen Konkurrenz ma
chen könnten.

Es ist letztlich das einer freiheit
lichen Gesellschaft immanente 
Postulat, die Macht von selbständi
gen Organisationen durch den 
Wettbewerb zu begrenzen, wel
ches die etablierten Gewerkschaf
ten davor zurückschrecken läßt, 
das „Trittbrettfahren“ ernsthaft zu 
bekämpfen. Sie können mit den 
nicht organisierten „Trittbrettfah
rern" letztlich besser leben als mit 
der Konkurrenz neuer Organisatio
nen. Auch die Mithilfe des Staates 
kann sie aus ihrem Dilemma nicht 
befreien. Würde etwa der Gesetz
geber zur Sicherung der kollektiven 
Lohnfindung für alle Arbeitnehmer 
die Zahlung eines „Gewerkschafts
pfennigs“ oder gar die M itglied
schaft in einer Gewerkschaft obli
gatorisch machen, so müßte die

Wahlfreiheit gewährleistet bleiben. 
Verlangten die Gewerkschaften ein 
gesetzliches Privileg, müßten sie 
sich -  wie jeder geschützte Mono
polist -  der Staatsaufsicht unter
stellen. Dies wäre das Ende freier 
Gewerkschaften.

Die Gewerkschaften müssen die 
Folgen aller möglichen Optionen 
nur konsequent durchdenken, um 
zu erkennen, daß sie dem Problem 
des „Trittbrettfahrens“ nicht defen
siv, sondern nur offensiv begegnen 
können. Sie müssen durch Verbes
serung ihres Leistungsangebots 
dafür sorgen, daß sie für ihre M it
glieder und für potentiell Beitritts- 
willlige attraktiver werden. Es ist 
schließlich gar nicht ausgemacht, 
daß für den M itgliederschwund al
lein oder auch nur überwiegend 
Trittbrettfahrermentalität verant
wortlich ist. Vermutlich haben sich 
viele Arbeitnehmer auch aus Unzu
friedenheit mit dem Ergebnis oder 
dem Stil der Gewerkschaftstätig
keit abgewendet. Dabei soll nicht 
das Dilemma verkannt werden, daß 
die Gewerkschaften von Inhabern 
sicherer Arbeitsplätze auch dafür 
gescholten werden, daß sie zur 
Sicherung von Arbeitsplätzen in 
bescheidene Lohnsteigerungen 
einwilligen. Dem ist entgegenzu
halten, daß für die Massengewerk
schaften auf Dauer das Potential 
zufriedener Mitglieder um so 
größer ist, je mehr sichere Arbeits
plätze es gibt.

Die Gewerkschaften waren nie
mals nur ein Kampfverband gegen 
die Arbeitgeber, sondern verstan
den sich auch als Institution, die 
ihren Mitgliedern Leistungen be
reitstellte, die der Markt nur unvoll
kommen anbot und bei denen die 
Gewerkschaften aufgrund ihres 
Wissens und ihrer Organisations
struktur Wettbewerbsvorteile hat
ten. In der Besinnung auf diese Tra
dition liegen mehr Chancen als in 
der moralischen Empörung über 
die „Trittbrettfahrer“ . Sie muß aller
dings mit innovativer Phantasie 
über ein für die aktuellen und po
tentiellen Mitglieder attraktives 
Dienstleistungsangebot verbunden 
sein.
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